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Amtlicher Anzeiger
Anlage zum Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern

2026 Schwerin, den 19. Oktober Nr. 42

Landesbehörden

Öffentliche Zustellung

Bekanntmachung des Landesförderinstituts 
Mecklenburg-Vorpommern
– Geschäftsbereich der NORD/LB –

Vom 1. Oktober 2026

Der derzeitige Aufenthaltsort (Wohnsitz oder gewöhnlicher Auf-
enthaltsort) von

Liliana Koll
zuletzt wohnhaft in Am Markt 6
19406 Sternberg

ist unbekannt und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustel-
lungsbevollmächtigten ist nicht möglich.

Der vorgenannten Person ist zuzustellen:
Änderungsbescheid vom 3. September 2026 zum Aktenzeichen 
UBH3XR-428511_SAR2-1359055

Zustellungsversuche nach §§ 96 bis 107 des Landesverwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG M-V) und Ermittlungen über den 
Aufenthaltsort sind ergebnislos geblieben.

Das bezeichnete Dokument wird deshalb nach § 108 VwVfG 
M-V öffentlich zugestellt.

Es kann innerhalb von zwei Wochen nach dem Tag der Bekannt-
machung der Benachrichtigung gegen Vorlage eines gültigen 
Ausweises oder durch einen bevollmächtigten Vertreter in den 
Räumen des Landesförderinstituts Mecklenburg-Vorpommern, 
Werkstraße 213, 19061 Schwerin, in Raum 003 bei Herrn Mame-
row eingesehen oder abgeholt werden.

Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Gemäß § 108 VwVfG M-V gilt das Dokument als zugestellt, 
wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung 
zwei Wochen verstrichen sind.
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Bekanntgabe gemäß § 19 Absatz 2 BBergG

Bekanntmachung des Bergamtes Stralsund

Vom 5. Oktober 2026

Die Firma Heidelberg Materials Mineralik DE GmbH
 Berliner Straße 6
 69120 Heidelberg

hat beim Bergamt Stralsund auf der Grundlage des § 19 Absatz 1 
des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13. August 1980 (BGBl. 
I S.1310), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 29. 
März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84), mit Schreiben vom 21. Juli 
2026 den Antrag auf teilweise Aufhebung der Bewilligung zur 
Gewinnung des bergfreien Bodenschatzes Kiese und Kiessande 
zur Herstellung von Betonzuschlagsstoffen im Bewilligungsfeld 
„Krassow II/Teilfeld Zurow-Ost A“ (Berechtsams-Nr. II- B-f-
047/95-2135) gestellt.

Die Teilfläche des Bewilligungsfeldes, für die die Bewilligung 
aufgehoben wird, ist durch folgende Koordinaten der Feldeseck-
punkte gekennzeichnet:

Krassow II/Teilfeld Zurow-Ost A

Eckpunkte Koordinaten der Feldeseckpunkte
R H

1 44 75 631,7 59 70 763,6
2 44 75 774,4 59 70 710,8
3 44 75 733,5 59 70 260,2
4 44 75 589,6 59 70 264,5

Flächeninhalt des Feldes: 69.200 m2

Koordinatensystem: Gauß-Krüger-Abbildung
Bezugsfläche: Bessel-Ellipsoid (RD/83)
Landkreis: Nordwestmecklenburg
Gemeinde: Zurow

Die Fläche, für die die Bewilligung aufrechterhalten wird, ist 
durch folgende Koordinaten der Feldeseckpunkte gekennzeich-
net:
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Krassow II/Teilfeld Zurow-Ost A (Teilfeld West)

Eckpunkte Koordinaten der Feldeseckpunkte
R H

1 44 75 186,3 59 70 444,3
2 44 75 060,0 59 70 448,0
3 44 75 065,0 59 70 555,0
4 44 75 066,7 59 70 630,8
5 44 75 223,9 59 70 484,9

Flächeninhalt: 17.300 m2

Koordinatensystem: Gauß-Krüger-Abbildung
Bezugsfläche: Bessel-Ellipsoid (RD/83)
Landkreis: Nordwestmecklenburg
Gemeinde: Zurow

Krassow II/Teilfeld Zurow-Ost A (Teilfeld Ost)

Eckpunkte Koordinaten der Feldeseckpunkte
R H

1 44 75 790,0 59 70 705,0
2 44 76 149,0 59 70 541,0
3 44 76 209,0 59 70 366,0
4 44 76 090,0 59 70 295,0
5 44 75 975,0 59 70 230,0
6 44 75 318,0 59 69 845,0
7 44 75 170,0 59 70 095,0
8 44 75 245,0 59 70 260,0
9 44 75 330,0 59 70 255,0
10 44 75 330,0 59 70 294,1
11 44 75 454,3 59 70 281,7
12 44 75 589,6 59 70 264,5
13 44 75 733,5 59 70 260,2
14 44 75 774,4 59 70 710,8

Flächeninhalt: 337.700 m2

Koordinatensystem: Gauß-Krüger-Abbildung
Bezugsfläche: Bessel-Ellipsoid (RD/83)
Landkreis: Nordwestmecklenburg
Gemeinde: Zurow

Mit der Bekanntgabe der Teilaufhebung der Bewilligung im 
Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern erlischt die Bewilli-
gung in dem Umfang, in dem sie aufgehoben wird.

Die Bekanntgabe im Amtsblatt erfolgt erst nach Eintritt der Be-
standskraft.

Die Bewilligung kann nach ihrer Aufhebung infolge des Gesetzes 
zur Vereinheitlichung der Rechtsverhältnisse bei Bodenschätzen 
vom 15. April 1996 (BGBl. I S. 602) nicht erneut erteilt werden.
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Bekanntgabe nach § 5 Absatz 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG)

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg

Vom 5. Oktober 2026

Die Biohof Walkendorf GmbH, Fürstenhof 15, 17179 Finkenthal, 
beabsichtigt in der Gemarkung Finkenthal, Flur 1, Flurstücke 4/7, 
4/8 und 4/9 die in Betrieb befindliche Junghennenaufzuchtanlage 
gemäß § 16 BImSchG wesentlich zu ändern.

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Betrieb von 
vier Flüssiggasbehältern mit je 2,1 t Flüssiggas. Die Gesamtmen-
ge beläuft sich damit auf insgesamt 8,4 t Flüssiggas.

Durch die geplante Maßnahme kommt es zu keiner Erhöhung der 
genehmigten Kapazität der Tierhaltungsanlage von 84.960 Auf-
zuchtplätzen.

Das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres 
Mecklenburg als Genehmigungsbehörde hat eine allgemeine Vor-
prüfung des Einzelfalls gemäß § 9 Absatz 3 und 4 i. V. m. § 7 
UVPG und Nummer 7.2.2 „A“ der Anlage 1 des UVPG durch-
geführt.

Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass nach Einschätzung 
der zuständigen Behörde unter Berücksichtigung der in Anlage 3 
des UVPG aufgeführten Kriterien von dem Vorhaben keine er-
heblich nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich.

Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ergeben sich 
aus der Prüfung gemäß den in Anlage 3 UVPG aufgeführten Krite-
rien für die Vorprüfung. Maßgebend für die Einschätzung war der 
Standort des Vorhabens hinsichtlich der Nutzungs- und Schutzkri-
terien unter Berücksichtigung des Zusammenwirkens mit anderen 
Vorhaben in ihrem gemeinsamen Einwirkungsbereich.

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar.

Die zuständige Genehmigungsbehörde wird über den Antrag 
nach den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) entscheiden.

Zu den wesentlichen Gründen wird auch auf die Bekanntgabe auf 
der Internetseite des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und 
Umwelt Mittleres Mecklenburg www.stalu-mv.de/mm/Service/
Bekanntmachungen-nach-BImSchG/Bereich-Immissionsschutz/ 
verwiesen.
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Errichtung und Betrieb von zwei Windkraft-
anlagen (WKA Löwitz West III), 
Bekanntmachung Genehmigungsbescheid

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Westmecklenburg (StALU WM)

Vom 12. Oktober 2026

Bekanntmachung nach § 21a Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV)

Die KNE Windpark Nr. 17 GmbH & Co. KG (Sitz: Schwerin) er-
hielt die Genehmigung (Gez.: 70/26) mit Datum vom 20. August 
2026 für oben genanntes Vorhaben.

Der verfügende Teil des Genehmigungsbescheids hat folgenden 
Wortlaut:

1. Nach Maßgabe der geprüften Antragsunterlagen, unbeschadet 
der auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhender An-
sprüche Dritter, wird der KNE Windpark Nr. 17 GmbH & Co. 
KG die Genehmigung zur Errichtung und Betrieb von zwei 
Windkraftanlagen (WKA) des Typs Vestas V162-6.0 MW mit 
einer Gesamthöhe von 250 m, einer Nabenhöhe von 169 m, 
einem Rotordurchmesser von 162 m und einer Nennleistung 
von 6 MW an nachfolgend genannten Standorten:

19217 Stadt Rehna
Gemarkung Falkenhagen

mit den 
Standortkoordinaten1

Bezeichnung Flur Flurstück Rechtswert Hochwert
WEA 11 1 4 33235347 5969052
WEA 12 1 10 33235745 5968932

____
1 Bezugssystem ETRS 89 – UTM Koordinate Zone 33

erteilt.

2. Die unter C. dieses Bescheides (d. B.) aufgeführten Neben-
bestimmungen sind Bestandteil dieses Tenors.

3. Die Ausnahmegenehmigung von den Verboten zum gesetz-
lichen Biotopschutz gem. § 20 NatSchAG M-V für die un-
mittelbaren Beeinträchtigungen von 147 m2 des Biotoptyps 
Baumhecke (BHB) sowie die mittelbare Beeinträchtigung 
von 3.588 m2 des Biotops Strauchhecke mit Überschirmung 
(BHS) und von 1.974 m2 des Biotops Baumhecke (BHB) wird 
erteilt.

4. Die Verpflichtung zur Kompensation des Eingriffs in Höhe 
von 32.330 m2 Kompensationsflächenäquivalenten (KFÄ) 
geht auf die Flächenagentur M-V GmbH über.

5. Die sofortige Vollziehung der Nebenbestimmungen unter den 
Ziffern C.III.2., C.III.3., C.III.4. (ausgenommen C.III.4.19 
bis C.III.4.21), C.III.5., C.III.6., C.III.7., C.III.8., C.III.9. und 
C.III.10. wird angeordnet.

Die Genehmigung wurde mit Nebenbestimmungen verbunden.

Die Kosten des Genehmigungsverfahrens trägt die KNE Wind-
park Nr. 17 GmbH & Co. KG.

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Genehmigungsbescheides hat 
folgenden Wortlaut:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt Westmecklenburg, Bleicherufer 13, 19053 Schwerin 
erhoben werden.

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage bei dem Oberverwaltungsgericht Mecklenburg-
Vorpommern, Domstraße 7, 17489 Greifswald, erhoben werden.

Eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides einschließlich 
seiner Begründung sowie der zugehörigen Antragsunterlagen 
wird gemäß § 10 Abs. 8 Satz 3 BImSchG nach der Bekanntma-
chung für zwei Wochen zur Einsichtnahme ausgelegt. Die Aus-
legung erfolgt vom 20.10.2026 bis einschließlich 03.11.2026 zu 
den angegebenen Zeiten im

Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmeck-
lenburg (Bleicherufer 13, 19053 Schwerin), 1. Obergeschoss – 
Abt. Immissions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislauf-
wirtschaft

Montag bis Donnerstag: 7:30 – 15:30 Uhr
Freitag: 7:30 – 12:00 Uhr

Auch darüber hinaus ist nach individueller vorheriger telefoni-
scher Absprache (unter Tel. 0385 58866512) die Einsichtnahme 
möglich. Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm gem. § 10 
Abs. 8 Satz 5 BImSchG eine leicht zu erreichende Zugangsmög-
lichkeit zur Verfügung gestellt.

Darüber hinaus erfolgt die Auslegung aller Unterlagen gemäß 
§ 10 Abs. 8 Satz 4 BImSchG online auf der Homepage des StALU 
WM

http://www.stalu-mv.de/wm/Service/
Presse_Bekanntmachungen/

und im UVP-Portal der Länder unter dem Suchbegriff „WKA Lö-
witz West III“

https://www.uvp-verbund.de/portal/

Gemäß § 10 Abs. 8 Satz 8 BImSchG gilt der Bescheid mit dem 
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als bekannt gemacht und zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid und 
seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist von den 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich unter 
oben genannter Adresse oder elektronisch unter StALUWM-
Einwendungen@staluwm.mv-regierung.de angefordert werden.

Rechtsbehelfsbelehrung für Dritte:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe (Dritt-) Widerspruch beim Staatlichen Amt für Land-
wirtschaft und Umwelt Westmecklenburg, Bleicherufer 13, 19053 
Schwerin erhoben werden.
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Der Widerspruch eines Dritten ist gemäß § 63 Abs. 1 Satz 2 
BImSchG binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu begrün-
den. Der (Dritt-)Widerspruch entfaltet keine aufschiebende Wir-
kung.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wi-
derspruchs kann nur innerhalb eines Monats nach Zustellung der 
Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Gesamt-
höhe von mehr als 50 Metern bei dem Oberverwaltungsgericht 
Mecklenburg-Vorpommern, Domstraße 7, 17489 Greifswald, ge-
stellt und begründet werden.
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Errichtung und Betrieb von einer Windkraft-
anlage (WKA) am Standort Schwerin (WKA 
Göhrener Tannen I), Bekanntmachung 
Genehmigungsbescheid

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Westmecklenburg (StALU WM)

Vom 19. Oktober 2026

Bekanntmachung nach § 21a Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) sowie § 10 Absatz 8 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Die Naturwind Schwerin GmbH (Sitz: Schelfstraße 35, 19055 
Schwerin) erhielt mit Datum vom 17. September 2026 die Ge-
nehmigung für oben genanntes Vorhaben (Gez.: 74/26).

Der verfügende Teil des Genehmigungsbescheids hat folgenden 
Wortlaut:

1. Nach Maßgabe der geprüften Antragsunterlagen, unbescha-
det der auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhender 
Ansprüche Dritter, wird der Naturwind Schwerin GmbH die 
Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von einer Wind-
kraftanlage (WKA) des Typs Vestas V162-7.2 MW mit Serra-
tions (STE)1 mit einer Gesamthöhe von 250 m, einer Nabenhö-
he von 169 m, einem Rotordurchmesser von 162 m und einer 
Nennleistung von 7,2 MW an nachfolgend genanntem Standort

19061 Schwerin 
OT Krebsförden

mit den 
Standortkoordinaten2

Bezeich-
nung

Gemar-
kung

Flur Flur-
stück

Rechts-
wert

Hoch-
wert

WKA 1 Krebs-
förden

10 17/8 33263333 5940508

______
1 Serrated Trailing Edges
2 Bezugssystem ETRS 89 – UTM Koordinate Zone 33

erteilt.

2. Die unter C. d. B. (dieses Bescheides) aufgeführten Neben-
bestimmungen sind Bestandteil dieses Tenors.

3. Die sofortige Vollziehung der Nebenbestimmungen unter 
den Ziffern C.III.2., C.III.3., C.III.4. – ausgenommen C.4.17 

bis C.4.20, C.III.5., C.III.6., C.III.7., C.III.8., C.III.9. und 
C.III.10 d. B. wird angeordnet.

4. Die Ausnahmegenehmigung nach § 67 LBauO M-V i. V. m. 
§ 6 LBauO M-V wird für die im Lageplan dargestellte Über-
deckung unter der Bedingung Ziffer C.I.2.3 d. B. und unter 
der Auflage Ziffer C.III.3.1 d. B. erteilt.

5. Die Ausnahmegenehmigung nach § 2 Nr. 6 WAbstVO M-V 
für die Unterschreitung des gemäß § 20 Abs. 1 Satz 1 des 
Landeswaldgesetzes einzuhaltenden Abstandes zum Wald 
von 30 Metern auf 0 Meter zur Waldgrenze bei der Errichtung 
von baulichen Anlagen wird erteilt.

6. Die Ausnahmegenehmigung nach § 16 Abs. 3 AwSV zum 
Verwenden von Kühlflüssigkeit in der Gondel mit außenlie-
genden Rückkühler und Ausgleichbehälter wird erteilt.

7. Die Ausnahmegenehmigung nach § 16 Abs. 3 AwSV für die 
Ausführung der Kranstellfläche zum Abfüllen flüssiger was-
sergefährdender Stoffe, der Abfüllfläche zum Austausch von 
Betriebsmitteln sowie Umschlagflächen zum Be- und Entla-
den von Betriebsmitteln wird erteilt.

Die Genehmigung wurde mit Nebenbestimmungen verbunden.

Die Kosten des Genehmigungsverfahrens trägt die Naturwind 
Schwerin GmbH.

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Genehmigungsbescheides hat 
folgenden Wortlaut:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt Westmecklenburg, Bleicherufer 13, 19053 Schwerin 
erhoben werden.

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage bei dem Oberverwaltungsgericht Mecklenburg-
Vorpommern, Domstraße 7, 17489 Greifswald, erhoben werden.

Eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides einschließlich 
seiner Begründung sowie der zugehörigen Antragsunterlagen 
wird gemäß § 10 Abs. 8 Satz 3 BImSchG vom Tage nach der 
Bekanntmachung für zwei Wochen zur Einsichtnahme ausge-
legt. Die Auslegung erfolgt vom 20.10.2026 bis einschließlich 
03.11.2026 zu den angegebenen Zeiten im

Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklen-
burg (Bleicherufer 13, 19053 Schwerin), 1. Obergeschoss – Abt. 
Immissions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislaufwirtschaft

Montag bis Donnerstag: 7:30 – 15:30 Uhr
Freitag: 7:30 – 12:00 Uhr

Auch darüber hinaus ist nach individueller vorheriger telefoni-
scher Absprache (unter Tel. 0385 58866512) die Einsichtnahme 
möglich. Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm gem. § 10 Ab-
satz 8 Satz 5 BImSchG eine leicht zu erreichende Zugangsmög-
lichkeit zur Verfügung gestellt.

Darüber hinaus erfolgt sie online auf der Homepage des StALU 
WM

https://www.stalu-mv.de/wm/Service/Presse_Bekanntmachungen/
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Gemäß § 10 Abs. 8 Satz 8 BImSchG gilt der Bescheid mit dem 
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten als bekannt ge-
macht und zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe (Dritt-)Widerspruch beim Staatlichen Amt für Land-
wirtschaft und Umwelt Westmecklenburg, Bleicherufer 13, 19053 
Schwerin erhoben werden.

Der Widerspruch eines Dritten ist gemäß § 63 Abs. 1 Satz 2 
BImSchG binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu begrün-
den. Der (Dritt-)Widerspruch entfaltet keine aufschiebende Wir-
kung.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wi-
derspruchs kann nur innerhalb eines Monats nach Zustellung der 
Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Gesamt-
höhe von mehr als 50 Metern bei dem Oberverwaltungsgericht 
Mecklenburg-Vorpommern, Domstraße 7, 17489 Greifswald, ge-
stellt und begründet werden.
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Amtliche Bekanntmachung gemäß § 10 Ab-
satz 8 des Gesetzes zum Schutz vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-
schutzgesetz – BImSchG) i. V. m. § 21a der 
Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren (9. BImSchV)

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft 
und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte

Vom 19. Oktober 2026

Gemäß § 10 Absatz 8 BImSchG i. V. m. § 21a 9. BImSchV gibt 
das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenbur-
gische Seenplatte bekannt:

Mit Bescheid G 014/26 vom 1. Juli 2026, Az. StALU MS 54-
571/1818-1/2025, wurde der Windpark Heydenhof-Neu Plötz 
Betriebs GmbH & Co. KG, Dorfstraße 50, 17129 Kruckow eine 
Genehmigung gemäß § 4 und § 19 BImSchG i. V. m. Ziffer 1.6.2 
„V“ des Anhang 1 der 4. BImSchV erteilt, deren verfügender Teil 
folgenden Wortlaut hat:

1 Entscheidungsumfang

a. Der Windpark Heydenhof-Neu Plötz Betriebs GmbH & 
Co. KG, Dorfstraße 50, 17129 Kruckow, wird die im-
missionsschutzrechtliche Genehmigung für die Errich-
tung und den Betrieb von vierzehn Windenergieanlagen 
– WEA – vom Typ Nordex N-163 – 7,0 MW, im Wind-
eignungsgebiet 19/2015 Kruckow, in der Gemeinde Kru-
ckow, Gemarkungen Schmarsow (Flur 1, Flurstücke 121, 
145, 147, 156, 151), Kruckow (Flur 1, Flurstücke 282/2, 
238/1, 236/1, 241) und Kartlow (Flur 1, Flurstücke 374, 
372/1 und Flur 2, Flurstück 58) erteilt.

b. Die Genehmigung wird unter Bedingungen erteilt und ist 
mit Auflagen verbunden.

c. Der Umfang der Genehmigung bestimmt sich insbe-
sondere nach den eingereichten Antragsunterlagen vom 
26.06.2025, mit Posteingang vom 27.06.2025, i. d. F. vom 
18.06.2026 (Posteingang der letzten Nachlieferung) soweit 
in diesem Bescheid nichts abweichend geregelt ist. Dieser 
Antrag ist Bestandteil der Genehmigung (Anlage 1).

d. Der durch das Vorhaben in Aussicht stehende Eingriff in 
Natur und Landschaft wird im beantragten Umfang ge-
nehmigt. Der Eingriff ist kompensationspflichtig.

a) Die zu leistenden Kompensationsflächenäquivalente 
von 608.532 KFÄ sind multifunktional auszuglei-
chen.

e. Zur Sicherstellung der Rückbauverpflichtung wird eine 
Bankbürgschaft zugunsten des Landkreises Vorpommern-
Greifswald (bzw. dessen Rechtsnachfolgers) als Sicher-
heitsleistung in Höhe von 6.429.000,00 Euro festgesetzt.

f. Die sofortige Vollziehung der Punkte 2.3.1 (Schallimmis-
sionen), 2.3.2 (Schattenwurf) und 2.6 (Naturschutz) wird 
angeordnet.

g. Das gemeindliche Einvernehmen wird hiermit erteilt.

h. Die luftfahrtrechtliche Zustimmung gemäß § 14 Abs. 1 
i. V. m. § 12 Abs. 4 LuftVG wird für die nachstehenden 
Anlagen hiermit erteilt.

i. Die Baugenehmigung nach § 64 der Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) wird hiermit 
erteilt.

1.1 Entscheidungsinhalt

Der Gegenstand der immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung beinhaltet die Errichtung und den Betrieb folgender An-
lagen:

WEA-
Nr. / 
Bez. 
der 
Anlage

WEA-Typ
Nennleis-
tung
Hersteller

Standort-
koordina-
ten nach 
ETRS89, 
UTM 
(6 Grad), 
Zone 33

Nabenhöhe
Rotor-
durchmes-
ser
Gesamt-
höhe

Gemarkung
Flur
Flurstück 
des WEA-
Fundamentes

WEA 1

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 382931
N 5972432

164,0 m
163 m
245,50 m

Schmarsow
1
121

WEA 2

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 383378
N 5972558

164,0 m
163 m
245,50 m

Kruckow
1
282/2

WEA 3

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 383803
N 5972616

164,0 m
163 m
245,50 m

Kruckow
1
282/2
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WEA-
Nr. / 
Bez. 
der 
Anlage

WEA-Typ
Nennleis-
tung
Hersteller

Standort-
koordina-
ten nach 
ETRS89, 
UTM 
(6 Grad), 
Zone 33

Nabenhöhe
Rotor-
durchmes-
ser
Gesamt-
höhe

Gemarkung
Flur
Flurstück 
des WEA-
Fundamentes

WEA 4

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 384219
N 5972742

164,0 m
163 m
245,50 m

Kruckow
1
238/1

WEA 5

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 384641
N 5972833

164,0 m
163 m
245,50 m

Kruckow
1
236/1

WEA 6

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 383353
N 5972186

164,0 m
163 m
245,50 m

Schmarsow
1
145

WEA 7

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 383565
N 5971907

164,0 m
163 m
245,50 m

Schmarsow
1
147

WEA 8

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 383851
N 5972230

164,0 m
163 m
245,50 m

Kruckow
1
282/2

WEA 9

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 384277
N 5972340

164,0 m
163 m
245,50 m

Kruckow
1
241

WEA 
10

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 384703
N 5972468

164,0 m
163 m
245,50 m

Kartlow
1
374

WEA 
11

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 383674
N 5971562

164,0 m
163 m
245,50 m

Schmarsow
1
156

WEA 
12

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 384018
N 5971813

164,0 m
163 m
245,50 m

Schmarsow
1
151

WEA 
13

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 384446
N 5972016

164,0 m
163 m
245,50 m

Kartlow
2
58

WEA 
14

N-163 6.x 
TCS164
7.0 MW
Nordex

E 384892
N 5972148

164,0 m
163 m
245,50 m

Kartlow
1
372/1

Tabelle 1: Übersicht Anlagen

Im Einzelnen ergibt sich der Umfang der von der Genehmi-
gung erfassten Anlagen und Betriebsweisen aus den im An-
hang zu diesem Bescheid aufgeführten Unterlagen. Diese Ge-
nehmigung wird nach Maßgabe der im Anhang aufgeführten 
Antragsunterlagen erteilt, sofern sich nicht durch nachstehen-
de Anforderungen Änderungen ergeben.

1.2 Eingeschlossene Entscheidungen

In dieser Genehmigung sind insbesondere folgende Entschei-
dungen eingeschlossen (§ 13 BImSchG):

– Baugenehmigung nach § 64 der Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V)

– Naturschutzgenehmigung gem. § 12 Abs. 6 i. V. m. § 40 
NatSchAG M-V

– Genehmigung nach § 7 Abs. 6 Denkmalschutzgesetz M-V

– luftfahrtrechtliche Zustimmung der Luftfahrtbehörde – 
hier – des Ministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Tou-
rismus und Arbeit M-V

– gemeindliches Einvernehmens nach § 36 BauGB

1.3 Entscheidungsunterlagen

Antragsunterlagen

Der Genehmigungsinhalt wird durch folgende Antragsunter-
lagen näher bestimmt, die als Anlagen Bestandteil des Be-
scheides sind, soweit der Tenor des Bescheides bzw. die zu-
gehörigen Nebenbestimmungen nichts Abweichendes regeln.

Als Entscheidungsunterlagen zur Prüfung der Genehmi-
gungsvoraussetzungen lagen gemäß §§ 3, 4, 4a, 4b, 4c, 4e, 5 
der 9. BImSchV folgende Unterlagen vor:

Ordner 1
Inhaltsverzeichnis Blatt 0001 – 0003
Antrag, Kurzbeschreibung, Sonstiges Blatt 0004 – 0014
Lagepläne Blatt 0015 – 0032
Flurstücksnachweise  Blatt 0033 – 0046

Ordner 2
Anlage + Betrieb Blatt 0047 – 0488

Ordner 3
Emissionen und Immissionen Blatt 0489 – 0639
Arbeitsschutz und Sicherheit Blatt 0640 – 0704

Ordner 4
Bauvorlagen und Brandschutz Blatt 0705 – 0748
Natur-, Landschaft- u. Bodenschutz Blatt 0749 – 0841
Anlagenspezifische Unterlagen Blatt 0842 – 0952
Sonstige Unterlagen Blatt 0953 – 0966

2 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Wi-
derspruch ist beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und 
Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, Neustrelitzer Str. 120, 
17033 Neubrandenburg, einzulegen.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen die 
Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Ge-
samthöhe von mehr als 50 Metern haben keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Mo-
nats nach seiner Erhebung zu begründen.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des 
Widerspruchs und der Klagekann nur innerhalb eines Monats 
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nach Zustellung der Zulassung einer Windenergieanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern bei dem 
Oberverwaltungsgericht Mecklenburg-Vorpommern, Dom-
straße 7, 17489 Greifswald, gestellt und begründet werden.

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe durch den Antragsteller (Genehmigungsinha-
ber) ohne die Durchführung des Vorverfahrens nach § 68 
Abs. 1 S. 2 VwGO i. V. m. § 13a Nr. 1 GerStrukGAG MV 
Klage beim Oberverwaltungsgericht Greifswald, Domstra-
ße 7, 17489 Greifswald erhoben werden.

Gegen die Kostenentscheidung dieses Bescheides kann durch 
den Antragsteller innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch eingelegt werden. Dieser Widerspruch ist beim 
Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenbur-
gische Seenplatte, Neustrelitzer Straße 120, 17033 Neubran-
denburg einzulegen.

3 Auslegung des Bescheids

Der Genehmigungsbescheid ist einschließlich seiner Begrün-
dung in der Zeit vom 20.10.2026 (erster Tag) bis einschließ-
lich 02.11.2026 (letzter Tag) auf der Internetseite des Staatli-
chen Amts für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische 
Seenplatte unter folgender Adresse einsehbar:

https://www.stalu-mv.de/ms/Service/
Presse_Bekanntmachungen/

Auf Verlangen eines Beteiligten kann ihm eine leicht zu errei-
chende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt werden.

In diesem Fall können Sie telefonischen Kontakt unter der 
Rufnummer 0385 588 69540 aufnehmen. Alternativ schicken 
Sie bitte eine E-Mail an

poststelle@stalums.mv-regierung.de.

Gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG gilt der Bescheid mit dem Ende 
der Auslegungsfrist gegenüber Einwendern und auch gegen-
über Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben, als zu-
gestellt. Der Bescheid und seine Begründung können bis zum 
Ablauf der Widerspruchsfrist von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, schriftlich oder elektronisch beim Staatli-
chen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische 
Seenplatte, Neustrelitzer Str. 120, 17033 Neubrandenburg, 
(poststelle@stalums.mv-regierung.de) angefordert werden.
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Wesentliche Änderung einer Anlage zum 
Schlachten von Tieren am Standort Severin, 
Bekanntmachung Genehmigungsbescheid

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft 
und Umwelt Westmecklenburg (StALU WM)

Vom 19. Oktober 2026

Bekanntmachung nach § 21a Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV)

Die Mecklenburger Landpute GmbH (Sitz: Severin) erhielt mit 
Datum vom 15. September 2026 die Genehmigung für oben ge-
nanntes Vorhaben (Gez.: 66/26).

Der verfügende Teil des Genehmigungsbescheids hat folgenden 
Wortlaut:

A Entscheidungen

1. Auf Antrag der Mecklenburger Landpute GmbH
Kastanienallee 3
19374 Severin

vom 21. Mai 2026 (Posteingang am 21. Mai 2026) wird, un-
beschadet der auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
henden Ansprüche Dritter, die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung für die wesentliche Änderung einer bestehen-
den Anlage am nachfolgend genannten Standort:

Adresse: Kastanienallee 3
 19374 Severin
Gemarkung: Severin
Flur: 1
Flurstück:  78/3, 79/3,102/6, 102/8,102/10, 102/11, 

102/13, 102/21, 102/22, 102/23, 102/24, 
102/25, 102/26, 102/27, 102/31

erteilt.

2. Die Antragstellerin beabsichtigt die wesentliche Änderung der 
Anlage durch einen Hallenneubau, in dem die gesamte Tieran-
nahme, Schlachtung und Zerlegung erfolgen sollen. Die geneh-
migte Schlachtkapazität von max. 45 t/d bleiben unverändert.
Die genehmigte Räucheranlage bleibt ebenfalls unverändert.
Mit der geplanten Änderung sollen für die Verwertung der 
Schlachtnebenprodukte bzw. tierischen Abfälle folgende An-
lagentypen gemäß Anlage 1 der 4. BImSchV beantragt wer-
den, die ebenfalls in dem o. g. Hallenneubau vorgesehen sind:

– Nr. 7.9.2 (G): Anlagen zur Herstellung von Futter- oder 
Düngemitteln oder technischen Fetten aus den Schlacht-
nebenprodukten Knochen, Tierhaare, Federn, Hörner, 
Klauen oder Blut, < 75 t/d Fertigerzeugnisse (Kapazität 
der Anlage < 22 t/d) und

– Nr. 7.12.1.2 (G): Anlage zur Beseitigung oder Verwertung 
von Tierkörpern oder tierischen Abfällen mit einer Ver-
arbeitungskapazität von < 10 t/d (Kapazität der Anlage 
< 1 t/d).

Die wesentliche Änderung erstreckt sich auf folgende Punkte:

– Umnutzung der vorhandenen Annahme/Schlachtung (ehe-
mals Betriebseinheit 1) zur Kommissionierung und zum 
Online-Shop

– Nutzung der vorhandenen Wasch- und Lagerhalle (ehe-
mals Betriebseinheit 1) zu einer Halle mit Bereich zur 
Kistenwäsche der Kat. 2- und Kat. 3-Materialien, Bereich 
der Lagerung der hergestellten Proteine aus der Verwer-
tungsanlage der TNP (Kat. 3) in Big Bags und Bereich zur 
Lagerung von Verpackungsmaterialien und Ähnlichem

– Errichtung und Betrieb einer geschlossenen Halle für se-
paraten Bereich Schlachtung:
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1. Lkw-Anlieferung
2. Tier-Annahme
3. CO2-Betäubungsanlage (CO2-Grube für die Bio-

Masthähnchen)
4. Elektrobetäubung für Puten und „Platzhalter“ für 

Nachrüstung der CO2-Betäubungsanlage (Betäu-
bungsschränke für die Bio-Puten)

5. Schlachtkette Bio-Masthähnchen inkl. tierärztliche 
Untersuchung

6. Schlachtkette Bio-Puten inkl. tierärztliche Untersu-
chung

7. Kühltunnel/Kälteraum mit Industriekälteanlage und 
NH3-Tank a 0,84 t

8. Grob- und Feinzerlegung
9. Vakuumsystem zum direkten Transport der TNP 

(Kat. 3) in die Verwertungsanlage (TNP)
10. Technik- und Kühlräume
11. Kistenwäsche Zerlegung
12. Kistenwäsche Transportkisten (Lkw)
13. Lkw-Wäsche
14. separater Lagerraum mit Container für Kat. 2-Mate-

rial
15. Errichtung und Betrieb von 2 CO2-Tanks a 19,3 t

separaten Bereich Verwertungsanlage (TNP, Kat. 3):

1. Rohmaterialabteilung, in der die Nebenprodukte aus 
der Schlachtung angeliefert und zwischengelagert 
bzw. vor der Weiterverarbeitung auf < 30 mm Parti-
kelgröße zerkleinert werden.

2. Die Verarbeitungsabteilung, in der die Wärmebehand-
lung, Trocknung und Trennung erfolgen.

3. Die Endproduktabteilung, in der die abschließende 
Verarbeitung des Proteinanteils einschließlich der 
Verpackung des Endprodukts stattfindet.

4. Errichtung und Betrieb von 2 Tanks für Bio-Fett a 20,5 t

5. Dampfkesselanlage mit 3,424 MW Feuerungswärme-
leistung

Abluftreinigung mit chemischem Wäscher (2stufi g) und 
Biofi lter:

1. IBC-Tank für Schwefelsäure (45-50%ig) a 1.000 l

2. IBC-Tank für Natronlauge (45-50%ig) a 1.000 l

3. Tank für Ammoniumsulfat (Abwasser) a 10.000 l

4. Tank für Natriumhydrogensulfid (Abwasser) a. 10.000 l

5. Biofilter aus Wurzelholz/Hackschnitzel, gesamt ca. 
850 m3

Sozialbereich (Obergeschoss) mit Büro-, Aufenthaltsräu-
men und Sanitärbereich für Personal

– Errichtung und Betrieb einer Flotationsanlage zur 
Abwasserbehandlung aus Schlachtprozessen mit 
Misch- und Ausgleichsbehälter a 30 m3 und Tank für 
Schlammstapel (Flotat) a 15 m3 und Biofilter (Contai-
nermodul)

– Rückbau der Container für Schlachtabfälle, Blut und 
Innereien in der Abfallstation (Betriebseinheit 4)

– Errichtung und Betrieb eines Löschwasserbrunnens

– Errichtung einer Desinfektionswanne in der Lkw-Zu-
fahrt

– Errichtung einer Feuerwehrumfahrung

3. Der Genehmigungsbescheid wird unbeschadet der behördli-
chen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der 
Genehmigung eingeschlossen werden, erteilt.

4. Die Genehmigung zur wesentlichen Änderung erlischt, wenn 
nicht bis zum 30. September 2029 mit dem bestimmungsge-
mäßen Betrieb der geänderten Anlage begonnen wurde.

5. Die unter D. aufgeführten Nebenbestimmungen sind Bestand-
teil dieses Tenors.

Die Genehmigung wurde mit Nebenbestimmungen verbunden.

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Genehmigungsbescheides hat 
folgenden Wortlaut:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmeck-
lenburg, Bleicherufer 13, 19053 Schwerin, einzulegen.

Ohne Durchführung des Vorverfahrens nach § 68 VwGO kann 
durch die Antragstellerin bei Entscheidungen nach den §§ 4, 8, 
8a, 9, 12, 15 Abs. 2 S. 2 und 16 BImSchG innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe dieses Bescheides Klage beim Verwaltungsge-
richt Schwerin, Wismarsche Str. 323a, 19055 Schwerin, erhoben 
werden.

Eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides einschließlich 
seiner Begründung wird gemäß § 10 Abs. 8 Satz 3 BImSchG 
nach der Bekanntmachung für zwei Wochen zur Einsichtnahme 
ausgelegt. Die Auslegung erfolgt vom 20. Oktober 2026 bis ein-
schließlich 3. November 2026 zu den angegebenen Zeiten im

Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklen-
burg (Bleicherufer 13, 19053 Schwerin), 1. Obergeschoss – Abt. 
Immissions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislaufwirtschaft

Montag bis Donnerstag: 7:30 – 15:30 Uhr
Freitag: 7:30 – 12:00 Uhr

Auch darüber hinaus ist nach individueller vorheriger telefoni-
scher Absprache (unter Tel. 0385 58866512) die Einsichtnahme 
möglich. Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm gemäß § 10 
Abs. 8 Satz 5 BImSchG eine leicht zu erreichende Zugangsmög-
lichkeit zur Verfügung gestellt.

Darüber hinaus erfolgt sie online auf der Homepage des StALU 
WM

http://www.stalu-mv.de/wm/Service/Presse_Bekanntmachungen/

Gemäß § 10 Absatz 8 Satz 8 BImSchG gilt der Bescheid mit dem 
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als bekannt gemacht und zugestellt.
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Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 Umwelt-
verträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) – 
Änderung der Brauerei in Lübz

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft 
und Umwelt Westmecklenburg

Vom 19. Oktober 2026

Die Carlsberg Supply Company Deutschland GmbH (Heyke-
naukamp 13, 21147 Hamburg) plant die Errichtung eines neuen 
Sudhauses, die Erweiterung der Produktionskapazitäten und die 
Erweiterung der Produktpalette durch die Herstellung von Bier-
Mischgetränken und Limonaden.

Die genehmigte Produktionskapazität soll auf 2.000.000 Hektoli-
ter Bier pro Jahr erweitert werden. Zusätzlich soll die Herstellung 
von 1.000.000 Hektoliter Bier-Mischgetränken pro Jahr geneh-
migt werden.

Um diesen erhöhten Getränkeausstoß zu ermöglichen, ist geplant, 
ein neues Sudhaus zu errichten. Nach der Errichtung und Inbe-
triebnahme des neuen Sudhauses wird die Anlagentechnik des be-
stehenden „alten“ Sudhaus zurückgebaut.

Der Standort der Anlage befindet sich in der Eisenbeissstraße 1, 
19386 Lübz:

Lfd. Nr. Gemarkung Flur Flurstück
1 Lübz 17 117/2, 117/9, 117/10
2 Lübz 19 19, 25/9, 26/3, 26/5, 26/6

Für das Errichten und Betreiben der geänderten Anlagen ist eine 
Genehmigung nach § 16 BImSchG beantragt.

Das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmeck-
lenburg hat als Genehmigungsbehörde eine allgemeine Vorprü-
fung des Einzelfalls gemäß § 9 UVPG durchgeführt. Die Prüfung 
hat zu dem Ergebnis geführt, dass eine Umweltverträglichkeits-
prüfung nicht erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht 
gemäß § 5 Absatz 2 Satz 2 und 3 UVPG ergeben sich aus der 
Schallimmissionsprognose, der Geruchsprognose, der Staubpro-
gnose nach TA Luft, der vorherigen Kondensation des geruchsin-
tensiven Abluftstroms im neuen Sudhaus zur Geruchs-Emissions-
minderung, der notwendigen Einhaltung der Vorschriften nach 
AwSV. Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach 
§ 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berück-
sichtigen wären.

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 des UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar. Die zuständige Genehmigungsbehörde 
wird über den Antrag nach den Vorschriften des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes entscheiden.

AmtsBl. M-V/AAz. 2026 S. 541

Amtliche Bekanntmachung nach § 10 Ab-
satz 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) – Wesentliche Änderung einer 
Brauerei am Standort Lübz, Bekanntma-
chung des Vorhabens

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft 
und Umwelt Westmecklenburg (StALU WM)

Vom 19. Oktober 2026

Die Carlsberg Supply Company Deutschland GmbH (Heyke-
naukamp 13, 21147 Hamburg) plant die Errichtung eines neuen 
Sudhauses, die Erweiterung der Produktionskapazitäten und die 
Erweiterung der Produktpalette durch die Herstellung von Bier-
Mischgetränken und Limonaden.

Die genehmigte Produktionskapazität soll auf 2.000.000 Hektoli-
ter Bier pro Jahr erweitert werden. Zusätzlich soll die Herstellung 
von 1.000.000 Hektoliter Bier-Mischgetränken pro Jahr geneh-
migt werden.

Um diesen erhöhten Getränkeausstoß zu ermöglichen, ist geplant, 
ein neues Sudhaus zu errichten. Nach der Errichtung und Inbe-
triebnahme des neuen Sudhauses wird die Anlagentechnik des be-
stehenden „alten“ Sudhaus zurückgebaut.

Der Standort der Anlage befindet sich in der Eisenbeissstraße 1, 
19386 Lübz:

Lfd. Nr. Gemarkung: Flur: Flurstück:
1 Lübz 17 117/2, 117/9, 117/10
2 Lübz 19 19, 25/9, 26/3, 26/5, 26/6

Die geänderte Anlage soll voraussichtlich im 2. Quartal 2027 in 
Betrieb genommen werden.

Für das Errichten und Betreiben der wesentlich geänderten Anlage 
zum Brauen von Bier ist eine Genehmigung nach § 16 BImSchG 
sowie die Zulassung vorzeitigen Beginns nach § 8a BImSchG be-
antragt. Die Durchführung des Genehmigungsverfahrens erfolgt 
gemäß § 10 BImSchG sowie der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV).

Zuständige Behörde für das Genehmigungsverfahren ist das Staat-
liche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg.

Die entscheidungserheblichen Berichte und Stellungnahmen, die 
der Genehmigungsbehörde zum Zeitpunkt des Beginns des Be-
teiligungsverfahren vorliegen, sind Fachgutachten des Antragstel-
lers (Schallimmissionsprognose, Geruchsimmissionsprognose, 
Staubemissionsprognose nach TA Luft, Allgemeine Voruntersu-
chung des Einzelfalls), sowie Stellungnahmen folgender Betei-
ligter:

– Landkreis Ludwigslust-Parchim FD Brand und Katastrophen-
schutz

– Landkreis Ludwigslust-Parchim FD Umwelt, Fachgebiet Na-
turschutz

– Landkreis Ludwigslust-Parchim FD 39 Veterinär- und Le-
bensmittelüberwachungsamt
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– Landkreis Ludwigslust-Parchim FD Bauordnung
– Landesamt für Gesundheit und Soziales M-V

Die Auslegung des Antrages sowie beigefügter Unterlagen erfolgt 
vom 27. Oktober 2026 bis einschließlich 26. November 2026 zu 
den angegebenen Zeiten im

Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmeck-
lenburg (Bleicherufer 13, 19053 Schwerin), 1. Obergeschoss – 
Abt. Immissions- und Klimaschutz, Abfall- Kreislaufwirt-
schaft

Montag bis Donnerstag: 7:30 – 15:30 Uhr
Freitag: 7:30 – 12:00 Uhr

Auch darüber hinaus ist nach individueller vorheriger telefoni-
scher Absprache (unter Tel. 0385 58866525) die Einsichtnahme 
möglich.

Darüber hinaus erfolgt die Auslegung online auf der Homepage 
des StALU WM

http://www.stalu-mv.de/wm/Service/Presse_Bekanntmachungen/

im UVP-Portal der Länder unter dem Suchbegriff „Neues Sud-
haus - Carlsberg Brauerei Lübz“

https://www.uvp-verbund.de/portal/

Die Auslegung im StALU WM wird als leicht zu erreichende Zu-
gangsmöglichkeit zu den Antragsunterlagen unabhängig von der 
Veröffentlichung im Internet gesehen. Bei Bedarf einer anderen 

leicht zu erreichenden Zugangsmöglichkeit nehmen Sie bitte 
Kontakt mit dem StALU WM (Tel. 0385 58866525) auf.

Einwendungen gegen das Vorhaben können bis einschließlich 
28. Dezember 2026 schriftlich bei der o. g. Genehmigungsbehör-
de (StALU WM) oder per E-Mail an:

StALUWM-Einwendungen@staluwm.mv-regierung.de

unter dem Betreff: „Einwendung Neues Sudhaus – Carlsberg 
Brauerei Lübz“ als beigefügtes unterschriebenes Dokument 
(z. B. als PDF) erhoben werden. Eine Eingangsbestätigung er-
folgt nicht.

Die Anschrift der Einwender ist vollständig und deutlich lesbar 
anzugeben, ferner sind Einwendungen zu unterschreiben, ansons-
ten ist die Einwendung ungültig.

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmigungsver-
fahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen.

Die Einwendungen werden dem Antragsteller sowie den am Ver-
fahren beteiligten Behörden, deren Aufgabenbereich von den 
Einwendungen berührt wird, bekannt gegeben. Der Einwender 
kann verlangen, dass sein Name und seine Anschrift vor dieser 
Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ord-
nungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht 
erforderlich sind.
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Zwangsversteigerungen

Sammelbekanntmachung

Rechte, die bei der Eintragung des Versteigerungsvermerks aus 
dem Grundbuch nicht ersichtlich waren, sind spätestens im Ver-
steigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten 
anzumelden und, wenn die Antragsteller oder Gläubiger wider-
sprechen, glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie bei der Feststel-
lung des geringsten Gebotes nicht berücksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Grundstücks oder 
des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird 
aufgefordert, vor Erteilung des Zuschlags die Aufhebung oder 
einstweilige Einstellung des Verfahrens herbeizuführen. Versäumt 
er dies, tritt für das Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des 
versteigerten Gegenstandes.

Es ist zweckmäßig, zwei Wochen vor dem Termin eine genaue 
Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptforderung, Zin-
sen und Kosten, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzu-
teilen. Die Erklärung kann auch zur Niederschrift der Geschäfts-
stelle abgegeben werden.

_______________

Gerichte

Bekanntmachung des Amtsgerichts Greifswald

Vom 4. Oktober 2026

41 K 43/24

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Mittwoch, 3. Febru-
ar 2027, um 10:30 Uhr, im Amtsgericht Greifswald, Domstra-
ße 7A, 17489 Greifswald, Sitzungssaal: 011 öffentlich versteigert 
werden:

Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Loitz Blatt 3681, Ge-
markung Wüstenfelde, Flur 3, Flurstück 54/1, Gebäude- und Frei-
fläche, Landwirtschaftsfläche, Loitzer Chaussee 4, Größe: 2.411 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Das idyllisch gelegene Grundstück ist bebaut mit einem Guts-
haus, Wohn-/Nutzfläche ca. 600 m2. Wüstenfelde befindet sich in 
der Nähe der Stadt Loitz, welche über einen eigenen Hafen an der 
Bundeswasserstraße Peene verfügt. Entfernung nach Greifswald 
ca. 32 km, nach Stralsund/Insel Rügen ca. 52 km, nach Wolgast/
Insel Usedom ca. 55 km.

Verkehrswert: 78.000,00 EUR

Der Zuschlag wurde in einem früheren Versteigerungstermin 
aus den Gründen des § 85a ZVG versagt mit der Folge, dass 
die Wertgrenzen weggefallen sind.
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Der Versteigerungsvermerk ist am 4. September 2024 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Loitz Blatt 3681, 
Gemarkung Wüstenfelde, Flur 3, Flurstück 55/3, Gebäude- und 
Freifläche, Landwirtschaftsfläche, Loitzer Chaussee 4, Grö-
ße: 3.387 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Das idyllisch gelegene (Neben-)Grundstück ist bebaut mit einem 
Gutshaus, Stammgrundstück 54/1. Wüstenfelde befindet sich in 
der Nähe der Stadt Loitz, welche über einen eigenen Hafen an der 
Bundeswasserstraße Peene verfügt. Entfernung nach Greifswald 
ca. 32 km, nach Stralsund/Insel Rügen ca. 52 km, nach Wolgast/
Insel Usedom ca. 55 km.

Verkehrswert: 8.000,00 EUR

Der Zuschlag wurde in einem früheren Versteigerungstermin 
aus den Gründen des § 85a ZVG versagt mit der Folge, dass 
die Wertgrenzen weggefallen sind.

Der Versteigerungsvermerk ist am 4. September 2024 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Hinweis: Gemäß §§ 67 – 70 ZVG kann im Versteigerungstermin 
für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 
10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheits-
leistung durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten 
müssen öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

41 K 25/24

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am Mitt-
woch, 20. Januar 2027, um 10:00 Uhr, im Amtsgericht Greifs-
wald, Domstraße 7A, 17489 Greifswald, Sitzungssaal: 011 öffent-
lich versteigert werden:

Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Spantekow Blatt 136, 
Gemarkung Rebelow, Flur 1, Flurstück 53/1, Gebäude- und Frei-
fläche, Am Japenziner Weg, Größe: 329 m2; Gemarkung Rebe-
low, Flur 1, Flurstück 53/2, Gebäude- und Freifläche, Am Japen-
ziner Weg, Größe: 191 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Das Grundstück bildet keine Einheit (durch Weg „zerschnitten“) 
und ist unbebaut, gegebenenfalls mit Abbruchresten versehen. 
Rebelow ist ein idyllischer Ort mit einer Kirche in der Gemeinde 
Spantekow, nahe Anklam/Insel Usedom.

Verkehrswert: 7.300,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 30. Mai 2024 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Spantekow Blatt 136, 
Gemarkung Rebelow, Flur 1, Flurstück 53/1, Gebäude- und Frei-
fläche, Am Japenziner Weg, Größe: 329 m2; Gemarkung Rebe-
low, Flur 1, Flurstück 53/2, Gebäude- und Freifläche, Am Japen-
ziner Weg, Größe: 191 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Verkehrswert: 3.650,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 30. Mai 2024 in das Grund-
buch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Hinweis: Gemäß §§ 67 – 70 ZVG kann im Versteigerungstermin 
für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 
10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheits-
leistung durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten 
müssen öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

Vom 6. Oktober 2026

41 K 74/25

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Freitag, 22. Januar 
2027, um 9:30 Uhr, im Amtsgericht Greifswald, Domstraße 7A, 
17489 Greifswald, Sitzungssaal: 011 öffentlich versteigert wer-
den: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Heringsdorf 
Blatt 15135, Gemarkung Bansin, Flur 5, Flurstück 43/4, Gebäu-
de- und Freifläche, Seestraße 35, Größe: 1.081 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Das Grundstück ist mit zwei Mehrfamilienwohnhäusern (Vor-
der- und Hinterhaus) und einem Nebengebäude bebaut. Bei dem 
Vorderhaus handelt es sich um ein freistehendes, zweigeschossi-
ges, unterkellertes Wohnhaus mit zum Teil ausgebautem Dachge-
schoss (Baujahr vermutlich 1900/1920). Es befindet sich in einem 
einfachen und umfassend modernisierungsbedürftigen Altbau-
zustand. Aufgrund eines Wasserschadens wird das Gebäude als 
abbruchwürdig eingeschätzt. Befall mit Echtem Hausschwamm 
ist wahrscheinlich. Bei dem Hinterhaus handelt es sich um ein 
überwiegend freistehendes, zweigeschossiges, teilunterkellertes 
Gebäude mit ausgebautem Dachgeschoss (Baujahr nicht bekannt, 
2015/2016 Kernsanierung). In dem Gebäude befinden sich vier 
Wohnungen, drei davon vermietet (Wohnfläche insgesamt ca. 
172 m2). Der bauliche Zustand des Gebäudes ist gut. Das Neben-
gebäude (Mittelhaus) ist eingeschossig und nicht unterkellert. Es 
birgt zwei Wohneinheiten (Wohnfläche ca. 46 m2). Das Neben-
gebäude ist umfassend modernisierungsbedürftig.

Verkehrswert: 650.000,00 EUR
davon entfällt auf Zubehör: 10.000,00 EUR (vier Einbauküchen 
im Hinterhaus)

Der Versteigerungsvermerk ist am 5. Januar 2026 in das Grund-
buch eingetragen worden.
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weitere Informationen unter www.zvg.com

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.
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_____________

Bekanntmachung des Amtsgerichts Güstrow

Vom 6. Oktober 2026

822 K 25/26

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Mittwoch, 9. Dezem-
ber 2026, um 10:30 Uhr, im Amtsgericht Güstrow, Franz-Parr-
Platz 2a, 18273 Güstrow, Sitzungssaal: 105b öffentlich versteigert 
werden: Wohnungs-/Teileigentum, eingetragen im Grundbuch 
von Gnewitz Blatt 2244; 66,84/1.000-Miteigentumsanteil, ver-
bunden mit dem Sondereigentum an d. Wohnung 6 und dem Son-
dernutzungsrecht an d. Pkw-Stellplatz Nr. 6 an dem Grundstück 
Gemarkung Gnewitz, Flur 1, Flurstück 102, Gebäude- und Frei-
fläche, Am Park 6, 7, Größe: 1.909 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Am Park 6 in 18195 Gnewitz, Zweiraumwohnung im 2. Oberge-
schoss eines dreigeschossigen Mehrfamilienhauses mit insgesamt 
zwölf Wohneinheiten; Baujahr 1983; Wohnfläche ca. 51,56 m2

Verkehrswert: 42.700,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 13. Oktober 2025 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Hinweis: Gemäß §§ 67 - 70 ZVG kann im Versteigerungstermin 
für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 
10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheits-
leistung durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten 
müssen öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

822 K 27/25

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Mittwoch, 9. Dezem-
ber 2026, um 9:30 Uhr, im Amtsgericht Güstrow, Franz-Parr-
Platz 2a, 18273 Güstrow, Sitzungssaal: 105b öffentlich versteigert 
werden: Wohnungs-/Teileigentum, eingetragen im Grundbuch 
von Gnewitz Blatt 2243; 79,18/1.000-Miteigentumsanteil, ver-
bunden mit dem Sondereigentum an d. Wohnung Nr. 5 und dem 
Sondernutzungsrecht an d. Pkw-Stellplatz Nr. 5 an dem Grund-
stück Gemarkung Gnewitz, Flur 1, Flurstück 102, Gebäude- und 
Freifläche, Am Park 6, 7, Größe: 1.909 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Am Park 6 in 18195 Gnewitz, Dreiraumwohnung im 2. Ober-
geschoss eines dreigeschossigen Mehrfamilienwohnhauses mit 

insgesamt zwölf Wohneinheiten; Baujahr 1983; Wohnfläche ca. 
61,07 m2

Verkehrswert: 48.200,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 13. Oktober 2026 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Hinweis: Gemäß §§ 67 – 70 ZVG kann im Versteigerungstermin 
für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 
10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheits-
leistung durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten 
müssen öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

821 K 2/26

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Mittwoch, 9. Dezem-
ber 2026, um 14:00 Uhr, im Amtsgericht Güstrow, Franz-Parr-
Platz 2a, 18273 Güstrow, Sitzungssaal: 105b öffentlich versteigert 
werden: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Güstrow 
Blatt 7852, Gemarkung Güstrow, Flur 19, Flurstück 23/17, Ge-
bäude- und Freifläche, Verbindungschaussee 8, Größe: 15.252 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
ehemalige Gewerbehallen in der Verbindungschaussee in Güstrow
Das Grundstück ist mit 6 ehemals gewerblich genutzten Hallen 
bebaut (in Mischbauweise ca. in den 70er/80er-Jahren errichtet). 
Die Freiflächen sind überwiegend vollflächig mit Betonplatten-
belag versiegelt.

Verkehrswert: 565.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 24.02.2026 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Hinweis: Gemäß §§ 67 - 70 ZVG kann im Versteigerungstermin 
für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 
10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheits-
leistung durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten 
müssen öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

821 K 4/26

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Mittwoch, 16. De-
zember 2026, um 11:00 Uhr, im Amtsgericht Güstrow, Franz-
Parr-Platz 2a, 18273 Güstrow, Sitzungssaal: 105b öffentlich 
versteigert werden: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von 
Suckow Blatt 8989, Gemarkung Suckow, Flur 1, Flurstück 84/8, 
Gebäude- und Freifläche, Rosenweg, Größe: 286 m2; Gemarkung 
Suckow, Flur 1, Flurstück 85/1, Gebäude- und Freifläche, Rosen-
weg 2, Größe: 1.969 m2
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Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
denkmalgeschütztes ehemaliges Gutshaus in 18273 Suckow
Das auf dem Grundstück befindliche, eingeschossige Gebäude 
(Baujahr ca. 1800) ist nicht unterkellert, verfügt teilweise über 
ein ausgebautes Dachgeschoss (Wohnfläche ca. 273 m2) und ist 
im Wesentlichen entkernt. Zur Wiederaufnahme der Nutzung sind 
umfangreiche Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen er-
forderlich. Im Weiteren befindet sich auf dem Grundstück ein 
massiver Schuppen.

Verkehrswert: 89.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 12. Februar 2026 in das Grund-
buch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Hinweis: Gemäß §§ 67 – 70 ZVG kann im Versteigerungstermin 
für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 
10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheits-
leistung durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten 
müssen öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.
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_____________

Bekanntmachung des Amtsgerichts Neubrandenburg

Vom 30. September 2026

613 K 22/26

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am Freitag, 
15. Januar 2027, um 9:30 Uhr, im Amtsgericht Neubranden-
burg, Friedrich-Engels-Ring 16 – 18, 17033 Neubrandenburg, 
Sitzungssaal: 1, öffentlich versteigert werden:
Grundstücke, eingetragen im Grundbuch von Woldegk Blatt 397:
1)  Gemarkung Woldegk, Flur 14, Flurstück 116, Gebäude- und 

Freifläche, Jägerstraße 9, Größe: 567 m2;
2)  Gemarkung Woldegk, Flur 15, Flurstück 27, Gebäude- und 

Freifläche, Prenzlauer Chaussee, Größe: 737 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
zu 1) Mehrfamilienhaus in 17348 Woldegk, Jägerstraße 9
Das Grundstück ist bebaut mit einem zweigeschossigen Wohn-
haus mit Anbau, teilunterkellert mit tlw. ausgebautem Dachge-
schoss; Baujahr um 1900 – 1920; nicht nennenswert modernisiert; 
Wohnfläche ca. 194 m2.
Auf dem Grundstück befinden sich außerdem eine Doppelgarage 
und Schuppen in Massivbauweise.
zu 2) Lagergebäude in 17348 Woldegk, Prenzlauer Chaussee
Das Grundstück ist mit einem freistehenden, eingeschossigen La-
gergebäude bebaut, das um 1900 als Remise errichtet wurde. Es 
wurde im Jahr 2000 teilweise modernisiert; Nutzfläche ca. 250 m2.

Verkehrswerte: zu 1) 124.000,00 EUR zu 2) 20.900,00 EUR

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

Vom 1. Oktober 2026

611 K 47/25

Folgender Grundbesitz, eingetragen im Grundbuch von Grund-
buch von Siedenbollentin Blatt 26, lfd. Nr. 3 und 4 des Bestands-
verzeichnisses Gemarkung Siedenbollentin, Flur 17, Flurstü-
cke: 3) 47 (296 m2) und 429 (181 m2) und 4) 463 (40 m2) und 464 
(31 m2) soll am Freitag, dem 18. Dezember 2026 um 10.00 Uhr 
im Saal 1 im Erdgeschoss des Justizzentrums Neubrandenburg, 
Friedrich-Engels-Ring 17 durch Zwangsvollstreckung versteigert 
werden.

lfd. Nr. 3 BV: Einfamilienhaus (Doppelhaushälfte), Lange Stra-
ße 27, nicht unterkellert, ausgebautes Dachgeschoss, Anbau hof-
seitig, Bj. ca. 1935, Modernisierung nach 1990, Dacherneuerung 
und -ausbau 2001, Wohnfl. ca. 81 m2; es besteht Unterhaltungs-
stau und allgemeiner Renovierungsbedarf; leer stehend; Neben-
gebäude: Massivschuppen, 46 m2; Garten

Verkehrswert: 71.000,00 EUR

Lfd. Nr. 4 BV: Doppelgarage, Grundfl. rd. 38 m2; tlw. überbaut 
(5 m2) vom Nachbargrundstück

Verkehrswert: 3.000,00 EUR

Der Zuschlag wurde in einem früheren Versteigerungstermin 
aus den Gründen des § 85a ZVG versagt mit der Folge, dass 
die Wertgrenzen weggefallen sind.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

Vom 5. Oktober 2026

612 K 41/25

Im Wege der Zwangsvollstreckung auf Antrag des Insolvenzver-
walters soll am Freitag, 11. Dezember 2026, um 9:30 Uhr, im 
Amtsgericht Neubrandenburg, Friedrich-Engels-Ring 16 – 18, 
17033 Neubrandenburg, Sitzungssaal 1 öffentlich versteigert 
werden: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Hohenmo-
cker Blatt 15010: BV-Nr. 1, Gemarkung Tentzerow, Flur 3, Flur-
stück 7/2, Landwirtschaftsfläche, Waldfläche, Wasserfläche, An 
Tentzerow 9, 12, Größe: 10.165 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
unbebautes Grundstück südlich des Ortsteils Tentzerow, ca. 
2.443 m2 Ackerland, ca. 4.950 m2 Teich, ca. 2.772 m2 Gehölz; die 
Ackerfläche wird bzw. wurde ohne Pachtvertrag bewirtschaftet

Verkehrswert: 7.600,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 27. November 2025 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.
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_____________
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Bekanntmachung des Amtsgerichts Stralsund

Vom 1. Oktober 2026

703 K 11/25

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Donnerstag, 10. De-
zember 2026, um 11:00 Uhr, im Amtsgericht Stralsund, Fran-
kendamm 17, 18439 Stralsund, Sitzungssaal: GE14 versteigert 
werden: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Kramer-
hof Blatt 20023, Gemarkung Groß Kedingshagen, Flur 1, Flur-
stück 47/18, Gebäude- und Freifläche, Parkstraße 9, Größe: 847 m2

Verkehrswert: 423.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 25. Juni 2024 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Das Versteigerungsobjekt ist bebaut mit einem Einfamilienhaus 
und Garagen.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

703 K 41/25

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am Donners-
tag, 10. Dezember 2026, um 13:30 Uhr, im Amtsgericht Stral-
sund, Frankendamm 17, 18439 Stralsund, Sitzungssaal: GE14 
versteigert werden: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von 
Trinwillershagen Blatt 92, Gemarkung Trinwillershagen, Flur 11, 
Flurstück 23, An der Umgehungsstraße, Größe: 19.108 m2

Verkehrswert: 67.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 25. Juni 2025 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Das Versteigerungsobjekt wird genutzt als Kleingartenanlage.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

703 K 40/25

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Donnerstag, 10. De-
zember 2026, um 9:30 Uhr, im Amtsgericht Stralsund, Fran-
kendamm 17, 18439 Stralsund, Sitzungssaal: GE14 versteigert 
werden: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Franzburg 
Blatt 76, Gemarkung Franzburg, Flur 1, Flurstück 53/1, Gebäude- 
und Freifläche, Schloßstraße 44, Größe: 349 m2

Verkehrswert: 15.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 17. Juli 2025 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Das Versteigerungsobjekt ist bebaut mit einem Reihenmittelhaus 
in umfassend sanierungsbedürftigem Zustand.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

Vom 2. Oktober 2026

703 K 90/25

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Donnerstag, 21. Ja-
nuar 2027, um 9:30 Uhr, im Amtsgericht Stralsund, Franken-
damm 17, 18439 Stralsund, Sitzungssaal: GE14 öffentlich verstei-
gert werden: 1/2-Miteigentumsanteil an Grundstück, eingetragen 
im Grundbuch von Altefähr Blatt 1529, Gemarkung Scharpitz, 
Flur 2, Flurstück 52/6, Gebäude- und Freifläche, Erholungsflä-
che, Scharpitz 13, Größe: 4.155 m2

Verkehrswert: 205.500,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 16. März 2026 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Der zu versteigernde Miteigentumsanteil besteht an einem mit 
einem einseitig angebauten Wohngebäude und einer Baracke 
bebauten Grundstück. Das Wohngebäude ist derzeit genutzt als 
Einfamilienhaus, der Bewertung ist aufgrund des Zuschnitts eine 
Nutzung als Zweifamilienhaus zu Grunde gelegt.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

Vom 5. Oktober 2026

704 K 53/23

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Donnerstag, 17. De-
zember 2026, um 13:15 Uhr, im Amtsgericht Stralsund, Außen-
stelle Justizzentrum, Frankendamm 17, 18439 Stralsund, Sit-
zungssaal: GE14 öffentlich versteigert werden:

Grundstück eingetragen im Grundbuch von Sassnitz Blatt 2954, 
Gemarkung Sassnitz, Flur 5, Flurstück 109/2, Gebäude- und Frei-
fläche, Radvanstraße 2, Größe: 456 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
bebaut mit einem zentral liegenden bis zur Strandpromenade ca. 
250 – 300 m entfernten Wohnhaus (Bj 1914, leerstehend, Mo-
dernisierungen nach 1990, zwei Geschosse, Keller, ca. 159 m2 
Wohnfläche) mit baulicher Nebenanlage, gelegen in 18546 Sass-
nitz, Radvanstraße 2

Verkehrswert: 279.000,00 EUR

Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Sassnitz Blatt 2954, 
Gemarkung Sassnitz, Flur 5, Flurstück 108, Gebäude- und Frei-
fläche, Radvanstraße 1, Größe: 24 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
unbebautes Grundstück in 18546 Sassnitz, Radvanstraße

Verkehrswert: 7.000,00 EUR
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Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Sassnitz Blatt 2954, 
Gemarkung Sassnitz, Flur 5, Flurstück 113, Gebäude- und Frei-
fläche, Hauptstraße 62, Größe: 843 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
bebaut mit einem zentral liegenden bis zur Strandpromenade ca. 
250 – 300 m entfernten Wohn- und Geschäftshaus (Bj. ca. 1900 – 
1920; Modernisierungen nach 1990; leerstehend, zwei Geschosse 
mit ca. 275 m2 Nutz- bzw. Wohnfläche), gelegen in 18546 Sass-
nitz, Hauptstraße 62

Verkehrswert: 437.000,00 EUR

Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Sassnitz Blatt 2954, 
Gemarkung Sassnitz, Flur 5, Flurstück 109/3, Gebäude- und Frei-
fläche, Radvanstraße 2a, Größe: 501 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
bebaut mit einer zentral liegenden bis zur Strandpromenade ca. 
250 – 300 m entfernten ehemaligen Neuapostolischen Kirche (Bj. 
ca. 1990/1991, Keller-, Erd- und Obergeschoss mit ca. 255 m2 
Nutz- bzw. Wohnfläche), gelegen in 18546 Sassnitz, Radvanstra-
ße 2a

Verkehrswert: 295.000,00 EUR

Der Gesamtverkehrswert beträgt 1.018.000,00 EUR.

Der Zuschlag wurde in einem früheren Versteigerungstermin 
jeweils aus den Gründen des § 85a ZVG versagt mit der Folge, 
dass die Wertgrenzen jeweils weggefallen sind.

Der Versteigerungsvermerk ist jeweils am 5. Juni 2023 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Hinweis: Gemäß §§ 67 – 70 ZVG kann im Versteigerungstermin 
für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 
10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheits-
leistung durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten 
müssen öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.
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_____________

Bekanntmachung des Amtsgerichts Waren (Müritz)

Vom 2. Oktober 2026

622 K 14/25

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Donnerstag, 21. Ja-
nuar 2027, um 9:00 Uhr, im Amtsgericht Waren (Müritz), Zum 
Amtsbrink 4, 17192 Waren, Sitzungssaal: 1 öffentlich versteigert 
werden: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Peenehagen 
Blatt 788, Gemarkung Alt Schönau, Flur 3, Flurstück 13/1, Ge-
bäude- und Freifläche, An de Bäk 3, Größe: 999 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Grundstück, bebaut mit einem freistehenden, nicht unterkellerten, 
eingeschossigen Einfamilienwohnhaus mit nicht ausbaufähigem 

Dachgeschoss. Das Objekt wurde gemäß vorliegender Unterla-
gen 2020 in Holzfertigbauweise errichtet. Der Bau- und Unter-
haltungszustand ist, soweit von Außen erkennbar, gut. Das Objekt 
konnte nur anhand des äußeren Anscheins begutachtet werden. 
Lage: An de Bäk 3 in 17192 Peenehagen, OT Alt Schönau

Verkehrswert: 260.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 26. Mai 2025 in das Grund-
buch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Hinweis: Gemäß §§ 67 – 70 ZVG kann im Versteigerungstermin 
für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 
10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheits-
leistung durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten 
müssen öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

_____

Vom 5. Oktober 2026

622 K 15/25

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Donnerstag, 21. Ja-
nuar 2027, um 11:00 Uhr, im Amtsgericht Waren (Müritz), Zum 
Amtsbrink 4, 17192 Waren, Sitzungssaal: 1 öffentlich versteigert 
werden:

Grundstücke, eingetragen im Grundbuch von Carpin Blatt 703, 
lfd. Nr. 1 des Bestandsverzeichnisses: Gemarkung Carpin, Flur 1, 
Flurstück 60/11, Gebäude- und Freifläche, Wohnen, An der Lin-
denstraße, Größe: 588 m2

Verkehrswert: 363.234,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 26. Juni 2025 in das Grund-
buch eingetragen worden.

lfd. Nr. 2 des Bestandsverzeichnisses: Gemarkung Carpin, Flur 1, 
Flurstück 10/6, Gebäude- und Freifläche, Wohnen, An der Lin-
denstraße, Größe: 60 m2

Verkehrswert: 10.824,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 26. Juni 2025 in das Grund-
buch eingetragen worden.

lfd. Nr. 3 des Bestandsverzeichnisses: Gemarkung Carpin, Flur 1, 
Flurstück 59/5, Gebäude- und Freifläche, Wohnen, An der Lin-
denstraße, Größe: 94 m2

Verkehrswert: 6.942,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 26. Juni 2025 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Der Gesamtverkehrswert aller 3 Grundstücke beträgt 
381.000,00 EUR.

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen) für 
alle drei Grundstücke lfd. Nr. 1 bis 3 des Bestandsverzeichnisses:
Die Flurstücke 60/11, 10/6 und 59/5 sind als selbstständige 
Grundstücke im Grundbuch gebucht und bilden eine wirtschaftli-
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che Einheit. Sie sind mit einem massiven Mehrfamilienwohnhaus 
bebaut. Ursprünglich befand sich auf den Grundstücken eine vor 
1990 errichtete Verkaufsstelle. 1997 wurde der Umbau der Ver-
kaufsstelle zu einem Doppelhaus beantragt. Im Zuge des 1998 
begonnenen Umbaus wurde die Verkaufsstelle bis auf eine Wand 
und Teile der Fundamente abgerissen. Je Doppelhaushälfte war 
eine Wohnung geplant. 2008 wurde das Doppelhaus hofseitig um 
einen zweigeschossigen Anbau erweitert. Abweichend von der 
genehmigten Planung sind im Gebäude insgesamt fünf Wohnun-
gen entstanden. Für die Umwandlung vom Zweifamilienwohn-
haus zum Mehrfamilienwohnhaus fehlt die erforderliche Bauge-
nehmigung. Lage: 17237 Carpin, Lindenstraße 9 und 9a

weitere Informationen unter www.zvg.com

Hinweis: Gemäß §§ 67 – 70 ZVG kann im Versteigerungstermin 
für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 
10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheits-
leistung durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten 
müssen öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.

AmtsBl. M-V/AAz. 2026 S. 547

Liquidation des Vereins Jugendhilfe Ludwigs-
lust/Techentin e. V.

Bekanntmachung des Liquidators

Vom 6. Oktober 2026

Der Verein „Jugendhilfe Ludwigslust/Techentin e. V.“ ist aufge-
löst worden und befindet sich in Liquidation. Die Gläubiger des 
Vereins werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den Verein 
bei dem Liquidator Ulrich Görn, Lindenstraße 13, 19288 Lud-
wigslust anzumelden.

AmtsBl. M-V/AAz. 2026 S. 548

Öffentliche Bekanntmachung von Unfallver-
hütungsvorschriften

Bekanntmachung der Unfallkasse 
Mecklenburg-Vorpommern

Vom 1. Oktober 2026

Aufhebung einer Unfallverhütungsvorschrift der Unfallkasse 
Mecklenburg-Vorpommern

Die Vertreterversammlung der Unfallkasse Mecklenburg-Vor-
pommern hat am 2. Juli 2025 gemäß § 33 Viertes Buch Sozialge-
setzbuch in Verbindung mit § 15 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch 
beschlossen, die nachfolgend aufgeführte Unfallverhütungsvor-
schrift der Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern außer Kraft zu 
setzen:

DGUV Vorschrift 2 „Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit“ vom 1. Januar 2011, gültig ab dem 2. Februar 2011.

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport Mecklen-
burg-Vorpommern (Az.: IX-415-20578-2014/015-038) hat die 

Sonstige Bekanntmachungen

Außerkraftsetzung der Unfallverhütungsvorschrift mit Schreiben 
vom 26. Februar 2026 genehmigt.

Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am 1. November 2026 
außer Kraft.

gez. Sebastian Körner
Direktor der Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern
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Öffentliche Bekanntmachung von Unfallver-
hütungsvorschriften

Bekanntmachung der Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern

Vom 1. Oktober 2026

Erlass einer Unfallverhütungsvorschrift der Unfallkasse Meck-
lenburg-Vorpommern

Die Vertreterversammlung der Unfallkasse Mecklenburg-Vor-
pommern hat am 2. Juli 2025 gemäß § 33 Viertes Buch Sozialge-
setzbuch in Verbindung mit § 15 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch 
beschlossen, die nachfolgend aufgeführte Unfallverhütungsvor-
schrift der Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern zu erlassen:

DGUV Vorschrift 2 „Betriebsärztinnen und Betriebsärzte sowie 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit“ in der Fassung vom November 
2024.

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport Mecklen-
burg-Vorpommern (Az.: IX-415-20578-2014/015-038) hat die In-
kraftsetzung der Unfallverhütungsvorschrift mit Schreiben vom 
26. Februar 2026 genehmigt.

Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am 1. November 2026 in 
Kraft.

gez. Sebastian Körner 
Direktor der Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern



Amtlicher Anzeiger549

DGUV Vorschrift 2
Betriebsärztinnen und Betriebsärzte
sowie Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
November 2024

Bekanntmachung der Unfallkasse 
Mecklenburg-Vorpommern

Vom 19. Oktober 2026

Die Vertreterversammlung der Unfallkasse Mecklenburg-Vor-
pommern hat in ihrer Sitzung am 2. Juli 2025 folgende Unfallver-
hütungsvorschrift beschlossen:

DGUV Vorschrift 2
Betriebsärztinnen und Betriebsärzte

sowie Fachkräfte für Arbeitssicherheit

Inhaltsverzeichnis

Erstes Kapitel: Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Bestellung
§ 3 Arbeitsmedizinische Fachkunde
§ 4 Sicherheitstechnische Fachkunde
§ 5 Bericht
§ 6  Nutzung von digitalen Informations- und Kommunika-

tionstechnologien

Zweites Kapitel: Übergangsbestimmungen

§ 7 Übergangsbestimmungen

Drittes Kapitel: Inkrafttreten und Außerkrafttreten

§ 8 Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Anlage 1 (zu § 2 Absatz 2 DGUV Vorschrift 2)
Betriebsärztliche und sicherheitstechnische Regelbetreuung 
in Betrieben mit bis zu 20 Beschäftigten

I. Allgemeines (Abschnitt I)
II. Anlassbezogene Betreuung (Abschnitt II)

Anlage 2 (zu § 2 Absatz 3 DGUV Vorschrift 2)
Betriebsärztliche und sicherheitstechnische Regelbetreuung 
in Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten

I. Allgemeines (Abschnitt I)
II. Grundbetreuung (Abschnitt II)
III. Betriebsspezifische Betreuung (Abschnitt III)
IV.  Zuordnung der Betriebsarten zu den Betreuungsgruppen 

(Abschnitt IV)

Anlage 3 (zu § 2 Absatz 4 DGUV Vorschrift 2)

entfällt

Anlage 4 (zu § 2 Absatz 4 DGUV Vorschrift 2)

entfällt

Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich

Diese Unfallverhütungsvorschrift bestimmt näher die Maßnah-
men, die der Unternehmer zur Erfüllung der sich aus dem Gesetz 
über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräf-
te für Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz) ergebenden 
Pflichten zu treffen hat.

§ 2
Bestellung

(1) Der Unternehmer hat Betriebsärztinnen oder Betriebsärzte 
sowie Fachkräfte für Arbeitssicherheit zur Wahrnehmung der in 
den §§ 3 und 6 Arbeitssicherheitsgesetz bezeichneten Aufgaben 
schriftlich nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen zu 
bestellen. Der Unternehmer hat auf Verlangen nachzuweisen, wie 
er die Verpflichtung nach Satz 1 erfüllt hat.

(2) Bei Betrieben mit bis zu 20 Beschäftigten richtet sich der Um-
fang der betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung 
nach Anlage 1.

(3) Bei Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten gelten die Be-
stimmungen nach Anlage 2.

(4) entfällt

(5) Bei der Berechnung der Zahl der Beschäftigten sind jährliche 
Durchschnittszahlen zugrunde zu legen; bei der Berechnung des 
Schwellenwertes in den Absätzen 2 und 3 sind Teilzeitbeschäftig-
te mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von

 – nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5

 – von mehr als 20 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75

 – von mehr als 30 Stunden mit 1,0

zu berücksichtigen.

(6) Der Unfallversicherungsträger kann im Einzelfall im Einver-
nehmen mit der nach § 12 Arbeitssicherheitsgesetz zuständigen 
Behörde Abweichungen von den Absätzen 2 und 3 zulassen, so-
weit im Betrieb die Unfall- und Gesundheitsgefahren vom Durch-
schnitt abweichen und die abweichende Festsetzung mit dem 

Anl. 1

Anl. 2
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Schutz der Beschäftigten vereinbar ist. Als Vergleichsmaßstab 
dienen Betriebe der gleichen Art.

(7) Die Beschäftigten sind über die Art der betriebsärztlichen und 
sicherheitstechnischen Betreuung sowie die bestellten Betriebs-
ärztinnen oder Betriebsärzte sowie Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit zu informieren.

§ 3
Arbeitsmedizinische Fachkunde

Der Unternehmer kann die erforderliche arbeitsmedizinische 
Fachkunde als gegeben ansehen bei Ärztinnen und Ärzten, die 
nachweisen, dass sie berechtigt sind,

1. die Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin“

oder

2. die Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin“ zu führen.

§ 4
Sicherheitstechnische Fachkunde

(1) Der Unternehmer kann die erforderliche sicherheitstechnische 
Fachkunde von Fachkräften für Arbeitssicherheit als nachgewie-
sen ansehen, wenn diese den in den Absätzen 2 bis 6 festgelegten 
Anforderungen genügen.

(2) Sicherheitsingenieurinnen und Sicherheitsingenieure erfüllen 
die Anforderungen, wenn sie

1. berechtigt sind, die Berufsbezeichnung Ingenieurin oder In-
genieur zu führen oder einen Bachelor- oder Masterabschluss 
der Studienrichtung Ingenieurwissenschaften erworben ha-
ben,

2. danach eine praktische Tätigkeit in diesem Beruf mindestens 
zwei Jahre lang ausgeübt

und

3. einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veran-
stalteten Qualifizierungslehrgang zur Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit oder einen entsprechenden staatlich oder von Unfall-
versicherungsträgern anerkannten Qualifizierungslehrgang 
eines anderen Qualifizierungsträgers mit Erfolg abgeschlos-
sen haben.

Sicherheitsingenieurinnen und Sicherheitsingenieure, die auf-
grund ihrer Hochschulausbildung berechtigt sind, die Berufsbe-
zeichnung „Sicherheitsingenieurin oder Sicherheitsingenieur“ zu 
führen und eine einjährige praktische Tätigkeit als Ingenieurin 
oder Ingenieur ausgeübt haben, erfüllen ebenfalls die Anforde-
rungen.

(3) In der Funktion als Sicherheitsingenieurin oder Sicherheits-
ingenieur können auch Personen tätig werden, die über gleich-
wertige Qualifikationen verfügen. Ihr Einsatz in der Funktion 
als Sicherheitsingenieurin oder Sicherheitsingenieur im Betrieb 
erfordert eine Zulassung im Einzelfall nach § 7 Absatz 2 Arbeits-
sicherheitsgesetz durch die zuständige Behörde.

(4) Sicherheitstechnikerinnen und Sicherheitstechniker erfüllen 
die Anforderungen, wenn sie

1. eine Prüfung als staatlich anerkannte Technikerin oder staat-
lich anerkannter Techniker erfolgreich abgelegt haben,

2. danach eine praktische Tätigkeit als Technikerin oder Techni-
ker mindestens zwei Jahre lang ausgeübt

und

3. einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veran-
stalteten Qualifizierungslehrgang zur Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit oder einen entsprechenden staatlich oder von Unfall-
versicherungsträgern anerkannten Qualifizierungslehrgang 
eines anderen Qualifizierungsträgers mit Erfolg abgeschlos-
sen haben.

Die Anforderungen erfüllt auch, wer ohne Prüfung als staatlich 
anerkannte Technikerin oder staatlich anerkannter Techniker min-
destens vier Jahre lang als Technikerin oder Techniker oder in 
gleichwertiger Funktion tätig war und einen Qualifizierungslehr-
gang nach Satz 1 Nummer 3 mit Erfolg abgeschlossen hat.

(5) Sicherheitsmeisterinnen und Sicherheitsmeister erfüllen die 
Anforderungen, wenn sie

1. Meisterprüfung erfolgreich abgelegt haben,

2. danach eine praktische Tätigkeit als Meisterin oder Meister 
mindestens zwei Jahre lang ausgeübt

und

3. einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veran-
stalteten Qualifizierungslehrgang zur Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit oder einen entsprechenden staatlich oder von Unfall-
versicherungsträgern anerkannten Qualifizierungslehrgang 
eines anderen Qualifizierungsträgers mit Erfolg abgeschlos-
sen haben.

Die Anforderungen erfüllt auch, wer ohne Meisterprüfung min-
destens vier Jahre lang als Meisterin oder Meister oder in gleich-
wertiger Funktion tätig war und einen Qualifizierungslehrgang 
nach Satz 1 Nummer 3 mit Erfolg abgeschlossen hat.

(6) Personen mit einem Studienabschluss in Physik, Chemie, Bio-
logie, Humanmedizin, Ergonomie, Arbeits- und Organisations-
psychologie, Arbeitshygiene oder Arbeitswissenschaft erfüllen 
als gleichwertig qualifizierte Personen entsprechend Absatz 2, 3, 
4 oder 5 die Anforderungen, wenn sie

1. das jeweilige Hochschulstudium erfolgreich abgeschlossen 
haben, danach eine praktische Tätigkeit in einem Beruf, der 
das jeweilige Hochschulstudium voraussetzt, mindestens 
zwei Jahre lang ausgeübt

und

2. einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veran-
stalteten Qualifizierungslehrgang zur Fachkraft für Arbeits-
sicherheit oder einen entsprechenden staatlich oder von den 
Unfallversicherungsträgern anerkannten Qualifizierungslehr-
gang eines anderen Qualifizierungsträgers mit Erfolg abge-
schlossen haben.

Zusätzlich bedarf es einer Zulassung im Einzelfall nach § 7 Ab-
satz 2 Arbeitssicherheitsgesetz durch die zuständige Behörde, 
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wenn die Berufsbezeichnung „Ingenieurin oder Ingenieur“ nicht 
geführt werden darf und die Person an Stelle einer Sicherheitsin-
genieurin oder eines Sicherheitsingenieurs tätig werden soll.

(7) Der Qualifizierungslehrgang nach den Absätzen 2, 4, 5 und 6 
umfasst die Lernfelder 1 bis 5 (branchenübergreifende Qualifi-
zierung) und das Lernfeld 6 (branchenspezifische Qualifizierung) 
inklusive der begleitenden Praktikumsphasen. Bestandteile des 
Lernfeldes 6 sind die nachfolgenden Rahmenthemen:

Betriebsartenspezifische Aufgaben/Tätigkeiten im öffentlichen 
Dienst unter Berücksichtigung der typischen Organisationsstruk-
turen.

(8) Bei einem Wechsel einer Fachkraft für Arbeitssicherheit, die 
das Lernfeld 6 (branchenspezifische Qualifizierung) entsprechend 
den Festlegungen eines anderen Unfallversicherungsträgers ab-
solviert hat, in eine andere Branche, hat der Unternehmer dafür zu 
sorgen, dass die Fachkraft für Arbeitssicherheit die erforderlichen 
branchenspezifischen Kenntnisse durch Fortbildung erwirbt. Die 
Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern entscheidet über den er-
forderlichen Umfang an Fortbildung unter Berücksichtigung der 
Inhalte ihres Lernfeldes 6 und der bereits bestehenden Kompeten-
zen der Fachkraft für Arbeitssicherheit.

§ 5
Bericht

Der Unternehmer muss die gemäß § 2 dieser Unfallverhütungs-
vorschrift bestellten Betriebsärztinnen oder Betriebsärzte sowie 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit verpflichten, über die Erfüllung 
der übertragenen Aufgaben regelmäßig elektronisch oder schrift-
lich zu berichten. Die Berichte sollen auch über die Zusammenar-
beit der Betriebsärztinnen oder Betriebsärzte sowie Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit und der gegebenenfalls eingesetzten Personen 
mit spezieller Fachkompetenz Auskunft geben. Zudem müssen 
die Berichte Nachweise über die von Betriebsärztinnen oder Be-
triebsärzten sowie Fachkräften für Arbeitssicherheit absolvierten 
Fortbildungen enthalten, die zur Erfüllung der übertragenen Auf-
gaben erforderlich sind.

§ 6
Nutzung von digitalen Informations- und 

Kommunikationstechnologien

(1) Betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung muss 
grundsätzlich in Präsenz erbracht werden. Die Leistungen können 
unter Nutzung digitaler Informations- und Kommunikationstech-
nologien erfolgen, wenn die betrieblichen Verhältnisse bekannt 
sind. Diese Art der Betreuung ist durch die Betriebsärztin oder 
den Betriebsarzt sowie die Fachkraft für Arbeitssicherheit per-
sönlich zu erbringen. Diese Art der Betreuung ist nicht möglich, 
wenn Sachgründe eine betriebsärztliche oder sicherheitstechni-
sche Betreuung in Präsenz im Betrieb erfordern.

(2) In der Betreuung nach § 2 Absatz 2 und 3 dieser Unfallver-
hütungsvorschrift ist die Nutzung digitaler Informations- und 
Kommunikationstechnologien jeweils bis zu einem Drittel der 
Leistungen möglich, wenn der Betrieb durch eine Erstbegehung 

bekannt ist und die jeweils notwendigen Voraussetzungen für die 
Anwendung von digitalen Informations- und Kommunikations-
technologien vorliegen.

(3) entfällt

(4) Bei der Beratung zu speziellen Fachthemen durch Personen 
mit entsprechender Fachkompetenz, die nicht über eine Quali-
fikation als Betriebsärztin oder Betriebsarzt oder als Fachkraft 
für Arbeitssicherheit verfügen, entscheidet der Unternehmer auf 
Grundlage seiner Gefährdungsbeurteilung über Art und Umfang 
der Nutzung digitaler Informations- und Kommunikationstechno-
logien.

(5) Die Leistungserbringung unter Nutzung von digitalen Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien ist im Bericht gemäß 
§ 5 dieser Unfallverhütungsvorschrift zu dokumentieren.

Zweites Kapitel
Übergangsbestimmungen

§ 7
Übergangsbestimmungen

(1) Sofern Ärztinnen oder Ärzte oder Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit nach einer vor dem 1. Januar 2026 geltenden Fassung 
dieser Unfallverhütungsvorschrift ihre arbeitsmedizinische oder 
sicherheitstechnische Fachkunde erfolgreich erworben haben, 
kann der Unternehmer die in dieser Unfallverhütungsvorschrift 
insoweit geforderte Fachkunde als gegeben ansehen.

(2) entfällt

(3) Die Verpflichtung nach § 5 Satz 3 gilt ab dem 1. Januar 2029, 
wenn in Verträgen, die zwischen dem Unternehmer und

 – Betriebsärztinnen oder Betriebsärzten,

 – Fachkräften für Arbeitssicherheit oder

 – überbetrieblichen Diensten

vor dem 1. Januar 2026 geschlossen wurden, insoweit keine oder 
abweichende Regelungen enthalten sind.

Drittes Kapitel
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

§ 8
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am ersten Tag des auf die 
Veröffentlichung folgenden Monats in Kraft. Sie ersetzt die bishe-
rige Fassung der Unfallverhütungsvorschrift „Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit“ vom 1. Januar 2011 (AmtsBl. 
M-V S. 145)
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Anlage 3 (zu § 2 Absatz 4 DGUV Vorschrift 2)

entfällt

Anlage 4 (zu § 2 Absatz 4 DGUV Vorschrift 2)

entfällt
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